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Fundstelle
BMF, RefE vom 7. Au-

gust 2026.
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Neues aus Gesetzgebung
und Finanzverwaltung

BMF: Entwurf eines Gesetzes zur Einfithrung
einer Kassenpflicht

Das Bundesministerium der Finanzen (BMF) hat am 7. August
2026 einen Referentenentwurf fur ein ,,Gesetz zur Einflihrung
einer Kassenpflicht, zur Bekampfung von Steuerhinterziehung
und zur weiteren Digitalisierung des Steuerrechts*
veroffentlicht.

Hintergrund

Der Entwurf enthalt eine Vielzahl von MaRnahmen, die der Bekampfung von
Steuerhinterziehung, insbesondere im Zusammenhang mit Kasseneinnahmen,
dienen. Wesentliche Ziele dieser Vorhaben sind die Sicherung der GleichmaRigkeit
der Besteuerung und der rechtsstaatlichen Erfordernisse des gleichmaRigen
Steuervollzugs. Der Entwurf soll einen Beitrag leisten, die im Koalitionsvertrag
vereinbarten MaRnahmen zur Einflihrung einer Kassenpflicht ab 100 000 Euro, zur
Abschaffung der papierhaften Belegausgabepflicht (Z. 1921 f.) sowie zur
Bekampfung von Steuerhinterziehung und Steuervermeidung (Z. 1507 ff.)

gesetzgeberisch umzusetzen.
In dem Entwurf sind u.a. folgende MaBnahmen vorgesehen:

- Einfiihrung einer Kassenpflicht ab einem Gesamtumsatz von 100.000 € ab dem 1.
Januar 2028 (§ 146b - neu AO-E i.V.m. Art. 101a Abs. 2 ff. EGAO-E)

- notwendige FolgemafRnahmen in Form einer Mitteilungspflicht und der

BuRgeldbewehrung sind ebenfalls im Entwurf enthalten

- die Vorschrift des § 146b AO-E sieht sowohl Befreiungsmdglichkeiten in
Einzelfallen aufgrund sachlicher Harte als auch allgemeine Befreiungen vor, die

durch eine Rechtsverordnung des BMF geregelt werden sollen

PwC steuern + recht aktuell Ausgabe 32, 13. August 2026


https://www.bundesfinanzministerium.de/Content/DE/Gesetzestexte/Gesetze_Gesetzesvorhaben/Abteilungen/Abteilung_IV/21_Legislaturperiode/2026-08-07-G-Kassenpflicht/1-Referentenentwurf.pdf?__blob=publicationFile&amp;v=2

- die papierhafte Belegausgabepflicht soll vollstdndig zum 1. Januar 2028

abgeschafft werden und eine Belegbereitstellungspflicht eingefiihrt werden

- weitere Mallnahmen zur Bekdmpfung von Steuerhinterziehung, u.a. die
Ausweitung der selbstandigen Ermittlungskompetenz von Finanzbehérden bei
Sachverhalten im Zusammenhang der Falschung technischer Aufzeichnungen,
soweit Daten von elektronischen Aufzeichnungssystemen nach § 1 Absatz 1 Satz 1

oder Absatz 2 Kassensicherungsverordnung (KassenSichV) betroffen sind
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Urteil vom 15. April
2026,1 R 20/25 (IR
59/12)

Zum Urteil.

Urteil vom 15. April
2026,1R21/25 (IR
36/18)

Zum Urteil.

Aktuelle Rechtsprechung
BFH-Entscheidungen, veroffentlicht am 13. August 2026

BilligkeitsmaBnahmen im Rahmen der
Mindestbesteuerung

Die Regelungen zur Mindestbesteuerung nach § 8 Abs. 1 Satz 1 des Kdrperschaft-
steuergesetzes i.V.m. § 10d Abs. 2 Satz 1 des Einkommensteuergesetzes i.d.F.
vom 22.12.2003, § 10a Satz 1 und 2 des Gewerbesteuergesetzes i.d.F. vom
23.12.2003 sind nach den MafRgaben des Bundesverfassungsgerichts, Beschluss
vom 23.07.2025 - 2 BvL 19/14 (Hochstrichterliche Finanzrechtsprechung 2025,
980) fir bilanzierende Kdrperschaftsteuersubjekte verfassungsrechtlich nicht zu be-

anstanden.

Soweit es infolge der Mindestbesteuerung zu Definitiveffekten aufgrund von bilanz-
steuerrechtlichen Umkehreffekten kommt, sind BilligkeitsmaRnahmen nach § 163

der Abgabenordnung ernsthaft zu erwagen.

Besteuerung des Abwicklungs- beziehungsweise
Insolvenzzeitraums bei Kapitalgesellschaften

Kommt es bei einem Uber drei Jahre hinausgehenden Abwicklungs-/Insolvenzzeit-
raum nach den Regelungen des § 11 Abs. 1 Satz 2 des Kérperschaftsteuergeset-
zes (KStG) zu sogenannten Zwischenveranlagungen, handelt es sich dabei nicht
um vorlaufige Veranlagungen, die spater durch eine einheitliche Veranlagung fir
den gesamten Abwicklungs-/Insolvenzzeitraum zu ersetzen sind, sondern um end-

glltige Veranlagungen.

Die Regelungen zur Mindestbesteuerung nach § 8 Abs. 1 Satz 1 KStG i.V.m. § 10d
Abs. 2 Satz 1 des Einkommensteuergesetzes i.d.F. vom 22.12.2003 sind nach den
MaRgaben des Bundesverfassungsgerichts, Beschluss vom 23.07.2025 - 2 BvL
19/14 (Héchstrichterliche Finanzrechtsprechung 2025, 980) fiir bilanzierende Koér-

perschaftsteuersubjekte verfassungsrechtlich nicht zu beanstanden.
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https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202610147/
https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202610148/

Steuerbefreiung fiir ein Familienheim nach § 13
Abs. 1 Nr. 4¢ ErbStG; Begriff des Grundstiicks

Urteil vom 17. Juni 2026, Als Grundstlick im Sinne des § 13 Abs. 1 Nr. 4c Satz 1 des Erbschaft- und Schen-

IIR 27/23 kungsteuergesetzes (ErbStG) ist das Grundstiick nach den Vorschriften des Bewer-

Zum Urteil. tungsgesetzes anzusehen. Dies ist die wirtschaftliche Einheit, deren Grundbesitz-
wert das Belegenheitsfinanzamt gesondert feststellt, wenn die Werte fir die Erb-

schaftsteuer von Bedeutung sind.

Der Wertfeststellungsbescheid entfaltet nicht nur hinsichtlich des Grundbesitzwerts,
sondern auch hinsichtlich der Feststellung der wirtschaftlichen Einheit Bindungswir-
kung fur den Erbschaftsteuerbescheid (Anschluss an das Urteil des Bundesfinanz-
hofs vom 23.02.2021 - Il R 29/19, BFHE 272, 497, BStBI Il 2023, 191, Rz 13).

Bewertung von Miteigentumsanteilen - Die
Entscheidung wurde nachtraglich zur amtlichen
Veroffentlichung bestimmt.

Beschluss vom 18. Ja- Der Nachweis, dass ein Miteigentumsanteil an einem mit dem nachgewiesenen

nuar 2016. Il B 29/15 niedrigeren gemeinen Wert bewerteten Grundstiick weniger wert sei, als es dem
Zum Urteil. rechnerischen Anteil am gemeinen Wert des gesamten Grundstlicks entspricht, ist

nicht zulassig.

EuGH-Vorlage zu dem Erfordernis einer
personellen und technischen Ausstattung einer
festen Niederlassung

EuGH-Vorlage vom 07. Dem Gerichtshof der Europaischen Union wird folgende Frage zur Auslegung der
Mai 2026, V R 12/24 Richtlinie 2006/112/EG des Rates vom 28.11.2006 Uber das gemeinsame Mehr-

Zum Urteil. wertsteuersystem (MwStSystRL) zur Vorabentscheidung vorgelegt:

Ist eine Anlage (hier: Trocknungsanlage), die an der Erbringung einer Dienstleis-
tung (hier: Entsorgungsdienstleistung) beteiligt ist, im Hinblick auf das Erfordernis
einer personellen und technischen Ausstattung eine feste Niederlassung im Sinne
von Art. 192a MwStSystRL, wenn ein Steuerpflichtiger mit Sitz seiner
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https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202610150/
https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202610149/
https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202610152/

Urteil vom 16. April
2026, VR 1/25
Zum Urteil.

wirtschaftlichen Tatigkeit in einem anderen Mitgliedstaat die im Inland belegene An-
lage von seinem Sitz aus ferngesteuert Uiberwacht und wartet sowie flir den Betrieb
dieser Anlage im Ubrigen einen Subunternehmer beauftragt, dessen Personal in

der Anlage tatig wird?

Fehlende Leistungserbringung bei bloBer Hin-
und Zuriickberechnung einer Kostenpauschale
fiir vergiinstigte Kantinennutzung

Hat sich der Entleiher von Zeitarbeitskraften --im Vorgriff auf eine gesetzliche Rege-
lung-- gegeniliber seinem Betriebsrat verpflichtet, den Zeitarbeitskraften die Be-
triebskantinen zu denselben Konditionen wie dem eigenen Personal zur Verfligung
zu stellen, und stellt er dafiir dem Verleiher der Zeitarbeitskrafte eine Kostenpau-
schale in Rechnung, die der Verleiher dem Entleiher zuriickberechnet, liegt insoweit

keine Leistungserbringung zwischen Entleiher und Verleiher vor.
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Fundstelle

BFH, Urteil vom 19. Mai
2026 (VI R 33/24), verof-
fentlicht am 6. August
2026, vgl. die Pressemit-
teilung 041/26.

Eine englische Zusam-
menfassung dieses Ur-

teils finden Sie hier.
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Rechtsprechung im Blog

Keine gesonderte und einheitliche Feststellung
fir Unterbeteiligung an
Kapitalgesellschaftsanteil

Der Bundesfinanzhof (BFH) hat in einem aktuellen Urteil ent-
schieden, dass fur eine Unterbeteiligung an einem Kapitalge-
sellschaftsanteil — unabhangig davon, ob es sich um eine typi-
sche oder atypische Unterbeteiligung handelt — die Besteue-
rungsgrundlagen nicht gesondert und einheitlich festzustellen
sind.

Sachverhalt

Der Klager und der Beigeladene planten gemeinsam den Vertrieb einer Software.
Zu diesem Zweck kaufte der Beigeladene einen Anteil an einer GmbH. Er schloss
mit dem Sohn des Klagers einen Unterbeteiligungsvertrag ab. Der Sohn handelte

als Treuhander fiir den Klager.

Die GmbH behielt Kapitalertragsteuer von ihren Ausschittungen ein und stellte dem
Beigeladenen und seiner Mitgesellschafterin Steuerbescheinigungen aus. Der Bei-

geladene zahlte daraufhin einen Anteil aus der Unterbeteiligung an den Klager aus.
Behandlung durch das Finanzamt

Das Wohnsitzfinanzamt des Klagers rechnete diesem 50 % der Gesamtausschiit-
tungen der GmbH direkt zu. Der Klager klagte erfolglos gegen die GmbH auf Aus-
stellung von Kapitalertragsteuerbescheinigungen, um eine Anrechnung auf seine

Einkommensteuer zu erwirken.

Zudem reichte der Klager beim zustandigen Finanzamt Feststellungserklarungen
fur die Unterbeteiligungsgesellschaft ein. Diese wurden abgelehnt. Einspruchs- und

Klageverfahren blieben ebenfalls erfolglos.

Entscheidung des BFH
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https://www.bundesfinanzhof.de/de/presse/pressemeldungen/detail/keine-gesonderte-und-einheitliche-feststellung-fuer-unterbeteiligung-an-kapitalgesellschaftsanteil/
https://www.bundesfinanzhof.de/de/presse/pressemeldungen/detail/keine-gesonderte-und-einheitliche-feststellung-fuer-unterbeteiligung-an-kapitalgesellschaftsanteil/
https://blogs.pwc.de/de/german-tax-and-legal-news/article/256365/no-separate-and-uniform-determination-for-sub-participation-in-shares-of-a-corporation/

Der BFH wies die Revision des Klagers zurick. Er entschied, dass die Besteue-
rungsgrundlagen fiur eine Unterbeteiligungsgesellschaft nicht gesondert und einheit-

lich festzustellen sind.

Dabei ist es unerheblich, ob es sich um eine typische oder atypische Unterbeteili-
gung handelt oder ob ein Treuhandverhaltnis zwischen Klager und Sohn bestand.

Es fehlt eine Rechtsgrundlage fiir eine solche Feststellung.

Bei einer typischen Unterbeteiligung ist der Hauptbeteiligte nicht an denselben Ein-
kiinften beteiligt wie der Unterbeteiligte. Der Unterbeteiligte erzielt Einklnfte aus
Kapitalvermégen gemal § 20 Abs. 1 Nr. 4 Einkommensteuergesetz (EStG). Der
Hauptbeteiligte erzielt Einklinfte gemaR § 20 Abs. 1 Nr. 1i.V.m. § 20 Abs. 5 Satz 1
EStG.

Bei einer atypischen Unterbeteiligung ist der Unterbeteiligte wirtschaftlicher (Mit-
)Inhaber des GmbH-Anteils und erzielt Kapitalertrdge nach § 20 Abs. 5 Satz 2
EStG. Dennoch sind keine gemeinschaftlichen Einkiinfte im Sinne von § 180 Abs. 1
Satz 1 Nr. 2 Buchst. a Abgabenordnung (AO) vorhanden.

Eine gesonderte und einheitliche Feststellung ist auch nicht nach § 179 Abs. 2 Satz
3 AO oder § 180 Abs. 2 AO i.V.m. der Verordnung maoglich. Eine analoge Anwen-
dung von § 179 Abs. 2 Satz 3 AO kommt ebenfalls nicht in Betracht.

Eine gesonderte Feststellung kann zwar prozessdkonomisch sinnvoll sein, wenn
die Typisierung oder Besteuerungsgrundlagen streitig sind. Die Rechtsgrundlage

hierfiir kann jedoch nicht durch ZweckmaRigkeitstiberlegungen ersetzt werden.

Auslegung des in § 41 Satz 1 EStG normierten
Abzugsverbots - Niederlandische
Gruppenbesteuerung vom Tatbestand dieser
Norm erfasst

§ 4i Satz 1 des Einkommensteuergesetzes (EStG) verlangt
nicht, dass die Minderung der Steuerbemessungsgrundlage in
dem anderen Staat bei dem gleichen Steuersubjekt eintritt,
dem im Inland grundsatzlich der
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Fundstelle

BFH, Urteil vom 11. Juni
2026 (IV R 36/23), verof-
fentlicht am 6. August
2026.

Sonderbetriebsausgabenabzug zusteht. Dies hat der Bundesfi-
nanzhof (BFH) in einem aktuellen Urteil entschieden.

Sachverhalt

An der Klagerin (Rechtsform einer GmbH & Co. KG) war die in den Niederlanden
ansassige C-B.V. als 100%ige Kommanditistin beteiligt. Die Anteile an der C-B.V.
wurden zu 100% von der ebenfalls in der in den Niederlanden anséassigen F-B.V.
gehalten. Die C-B.V. und die F-B.V. befanden sich in den Streitjahren in einer nie-
derlandischen Gruppenbesteuerung fir ertragsteuerliche Zwecke (sog. ,fiscale een-
heid“). Die von der F-BV an die C-BV gewahrten Darlehen dienten dazu die Klage-
rin mit Kapital auszustatten. Entsprechende Schuldzinsen wurden bei der Klagerin

als Sonderbetriebsausgaben gewinnmindernd beriicksichtigt.

Das Finanzamt vertrat im Rahmen einer nachfolgenden Betriebspriifung die An-
sicht, dass die von C-B.V. an die F-B.V. gezahlten Darlehenszinsen zwar Sonder-
betriebsausgaben auf Ebene der Klagerin darstellen, jedoch gleichermalen im
Rahmen des niederlandischen Gruppenbesteuerungssystems ,fiscale eenheid” ge-
winnmindernd bericksichtigt werden. Daher sei eine Minderung der Bemessungs-
grundlage sowohl im Inland als auch im Ausland gegeben, wodurch der Anwen-
dungsbereich des § 4i EStG eroffnet sei. Nach Auffassung des Finanzamts sei
keine effektive Steuerminderung im anderen Staat erforderlich, sondern ausrei-
chend sei vielmehr die tatsachliche Minderung der Bemessungsgrundlage, was
auch in Fallen der Konsolidierung im Rahmen einer Gruppenbesteuerung zu beja-

hen sei.
Die Klage vor dem Finanzgericht Minster hatte Erfolg (siehe unseren Blogbeitrag).
Entscheidung des BFH

Der BFH hat der Revision stattgegeben und die Entscheidung der Vorinstanz auf-

gehoben.

Die Vorentscheidung ist aufzuheben, weil das FG rechtsfehlerhaft das Vorliegen
der Voraussetzungen des in § 4i Satz 1 EStG normierten Abzugsverbots abgelehnt
hat. Einer Aussetzung des Verfahrens und Vorlage an den Gerichtshof der Europai-
schen Union (EuGH) bedarf es nicht.
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Die von der Beigeladenen (C-B.V.) --einer im Inland beschrankt kérperschaftsteuer-
pflichtigen Kapitalgesellschaft niederlandischen Rechts-- geleisteten Schuldzinsen
sind Sonderbetriebsausgaben im Sinne des § 4i Satz 1 EStG, die im Ausgangs-
punkt deren inlandische (kérperschaftsteuerrechtliche) Steuerbemessungsgrund-

lage mindern.

Die geleisteten Schuldzinsen der Beigeladenen haben auch die Steuerbemes-
sungsgrundlage in den Niederlanden gemindert. Dem steht die zwischen der Beige-
ladenen und der F-B.V. erfolgte Gruppenbesteuerung nach niederlandischem Recht

("fiscale eenheid") nicht entgegen.

§ 4i Satz 1 des Einkommensteuergesetzes (EStG) verlangt nicht, dass die Minde-
rung der Steuerbemessungsgrundlage in dem anderen Staat bei dem gleichen
Steuersubjekt eintritt, dem im Inland grundsatzlich der Sonderbetriebsausgabenab-
zug zusteht.

§ 4i Satz 1 EStG setzt nach seinem Sinn und Zweck voraus, dass die Sonderbe-
triebsausgaben das steuerliche Ergebnis eines Steuersubjekts in dem anderen
Staat wie auch immer dies technisch nach dem auslandischen Recht erfolgt re-
duzieren. Es ist nicht erforderlich, dass die Sonderbetriebsausgaben mittels eines
Abzugspostens in die steuerliche Gewinnermittlung einflieRen und damit formal

eine Steuerbemessungsgrundlage mindern.

Nach dem Sinn und Zweck des § 4i EStG ist es daher unerheblich, ob die Sonder-
betriebsausgaben rechtstechnisch in der steuerlichen Gewinnermittlung als Ab-
zugsposten ausgewiesen werden. Es ist irrelevant, in welcher Form und basierend
auf welcher Grundlage die Minderung erfolgt. Eine Minderung tritt demnach auch
dann ein, wenn Aufwendungen und die korrespondierenden Einnahmen im Rah-
men einer auslandischen Gruppenbesteuerung als gruppeninterne Transaktionen
unbericksichtigt bleiben. Denn auch in diesem Fall wirken sich die Aufwendungen

auf das steuerliche Ergebnis eines Steuersubjekts aus.

Die streitigen Aufwendungen (Sonderbetriebsausgaben) haben auch das steuerli-
che Ergebnis der "fiscale eenheid" in den Niederlanden gemindert. Die Beigeladene
und die F-B.V. in den Niederlanden eine sogenannte fiscale eenheid ("steuerliche
Einheit"). Die Zinszahlungen der Beigeladenen im Rahmen dieser Gruppenbesteue-
rung fihren zu einer Minderung der Steuerbemessungsgrundlage der "steuerlichen

Einheit" in den Niederlanden.
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Mehr dazu
Den Beitrag finden Sie

hier.

Business Meldungen

21. Sanktionspaket der EU gegen Russland

Mit dem am 23. Juli 2026 vom Rat der Europaischen Union verabschiedeten 21.
Sanktionspaket setzt die EU ihren restriktiven Kurs gegenuiber der Russischen Fo6-
deration konsequent fort und erweitert das bestehende Embargo-Regime in materi-
eller wie personeller Hinsicht erheblich. Das Paket umfasst neue Malnahmen ge-
gen den russischen Finanz- und Energiesektor, die russische Schattenflotte sowie

gegen Sanktionsumgehungen Uber Drittstaaten.

Zusatzlich beinhaltet das Sanktionspaket Rechtsakte zur Ausweitung der Maf3nah-
men gegen Belarus. Diese stehen im engen sachlichen Zusammenhang mit den
MaRnahmen gegenuber Russland und sollten daher im Rahmen einer Gesamtbe-

trachtung ebenfalls berticksichtigt werden.
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Zum Seminar

O PwC Veranstaltungssuche
/ Alle aktuellen Veranstaltungen finden Sie in der

PwC Veranstaltungssuche.
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Veranstaltungssuche

E Noch Fragen?
Dann sprechen Sie bitte Inren PwC-Berater an oder

senden Sie eine E-Mail.

Noch Fragen?

E-Mail senden

Redaktion

Fir Ihre Fragen, Hinweise und Anmerkungen zum Newsletter stehen Ihnen unsere

Ansprechpartner aus der Redaktion gern zur Verfligung.

Gabriele Nimmrichter
PricewaterhouseCoopers GmbH
Friedrich-Ebert-Anlage 35-37
60327 Frankfurt am Main

Tel.: +49 171 7603269

gabriele.nimmrichter@pwc.com

Gunnar Tetzlaff
PricewaterhouseCoopers GmbH
Fuhrberger Stralle 5

30625 Hannover

Tel.: +49 171 5503930

gunnar.tetzlaff@pwc.com

PwC steuern + recht aktuell Ausgabe 32, 13. August 2026 13


https://www.pwc-events.com/NIS2
https://www.pwc.de/de/veranstaltungen.html
mailto:gunnar.tetzlaff@pwc.com

Datenschutz

Die Datenverarbeitung fiir den Versand des Newsletters erfolgt aufgrund der
Grundlage lhrer Einwilligung. Sie kénnen den Newsletter jederzeit mit Wirkung fiir

die Zukunft abbestellen und lhre Einwilligung damit widerrufen.

Wenn Sie den PDF-Newsletter ,steuern + recht aktuell“ bestellen oder abbestellen
mdchten, senden Sie bitte eine leere E-Mail mit der Betreffzeile ,Bestellung” bzw.

~LAbbestellung“ an folgende Adresse: adresse@pwc.com

Die Beitrage sind als Hinweise fur unsere Mandanten bestimmt. Fir die Lésung einschlagiger Probleme
greifen Sie bitte auf die angegebenen Quellen oder die Unterstiitzung unserer fiir Sie tatigen Blros zurlick.
Teile dieser Verdffentlichung/Information dirfen nur nach vorheriger schriftlicher Zustimmung durch den
Herausgeber nachgedruckt und vervielfaltigt werden. Meinungsbeitrdge geben die Auffassung der einzelnen
Autoren wieder.

© August 2026 PricewaterhouseCoopers GmbH Wirtschaftsprifungsgesellschaft. Alle Rechte vorbehalten.
,PWC* bezeichnet in diesem Dokument die PricewaterhouseCoopers GmbH Wirtschaftspriifungsgesellschaft,

die eine Mitgliedsgesellschaft der PricewaterhouseCoopers International Limited (PwCIL) ist. Jede der Mit-
gliedsgesellschaften der PwCIL ist eine rechtlich selbststandige Gesellschaft.

www.pwc.de

PwC steuern + recht aktuell Ausgabe 32, 13. August 2026 14


mailto:adresse@pwc.com?subject=Bestellung

	Neues aus Gesetzgebung und Finanzverwaltung
	BMF: Entwurf eines Gesetzes zur Einführung einer Kassenpflicht

	Aktuelle Rechtsprechung
	Billigkeitsmaßnahmen im Rahmen der Mindestbesteuerung
	Besteuerung des Abwicklungs- beziehungsweise Insolvenzzeitraums bei Kapitalgesellschaften
	Steuerbefreiung für ein Familienheim nach § 13 Abs. 1 Nr. 4c ErbStG; Begriff des Grundstücks
	Bewertung von Miteigentumsanteilen - Die Entscheidung wurde nachträglich zur amtlichen Veröffentlichung bestimmt.
	EuGH-Vorlage zu dem Erfordernis einer personellen und technischen Ausstattung einer festen Niederlassung
	Fehlende Leistungserbringung bei bloßer Hin- und Zurückberechnung einer Kostenpauschale für vergünstigte Kantinennutzung

	Rechtsprechung im Blog
	Keine gesonderte und einheitliche Feststellung für Unterbeteiligung an Kapitalgesellschaftsanteil
	Auslegung des in § 4i Satz 1 EStG normierten Abzugsverbots - Niederländische Gruppenbesteuerung vom Tatbestand dieser Norm erfasst
	Business Meldungen

	Service
	Redaktion
	Datenschutz

	Terminplaner
	Veranstaltungen
	Noch Fragen?

